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Stellungnahme 
 

zum 
 

Rahmenkonzept der GmgV 
 
 
Ich begrüße ausdrücklich die frühe Einbindung der beteiligten Kreise in den Diskussionsprozess und 
verbinde damit die Hoffnung, dass dieses Vorgehen auch in anderen Ressorts künftig stärker Berück-
sichtigung findet. Die Möglichkeit zur Stellungnahme bereits zu Beginn des Prozesses wird ausdrück-
lich positiv bewertet. 
 
 

I. 
 

Grundsätzliche Bewertung des Vorhabens 
 
Die GmgV stellt aus meiner Sicht eine interessante Ergänzung des bestehenden Spektrums gesell-
schaftsrechtlicher Organisationsformen dar. Mit ihrem Fokus auf langfristige Unternehmensentwick-
lung kann sie einen Beitrag zu einer wachstumsorientierten Wirtschaftspolitik leisten und ist damit 
politisch breit anschlussfähig. Darüber hinaus eröffnet sie die Möglichkeit, eine weitergehende Dis-
kussion über die Motivation unternehmerischen Handelns sowie über alternative Zielsetzungen ne-
ben der reinen Gewinnmaximierung anzustoßen. 
 
Ob und in welchem Umfang Unternehmen künftig tatsächlich von dieser Rechtsform Gebrauch ma-
chen werden, bleibt abzuwarten. Unabhängig davon kommt dem Vorhaben bereits jetzt eine erheb-
liche Signalwirkung zu, da hierdurch alternative Unternehmensphilosophien institutionell verankert 
werden können. 
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II. 
 

Rechtliche Umsetzung 
Eigenständiges Gesetz statt dynamischer Verweisung auf das Genossenschaftsrecht 
 
Ich spreche mich dafür aus, die GmgV in einem eigenständigen Gesetz zu regeln, und rate von einer 
dynamischen Globalverweisung auf das Genossenschaftsrecht ab. 
 
Zwischen beiden Rechtsformen bestehen erhebliche inhaltliche Unterschiede. Zudem ist davon aus-
zugehen, dass sich beide Regelungsbereiche künftig in unterschiedliche Richtungen weiterentwickeln 
werden. Eine enge Verzahnung mit dem Genossenschaftsrecht würde diese eigenständige Entwick-
lung erschweren. 
 
 
Zwecke der GmgV 
 
Soweit erwogen wird, die GmgV ausschließlich für bestimmte, insbesondere gemeinwohlorientierte 
Zwecke zu öffnen, halte ich eine solche Beschränkung nicht für sachgerecht. 
 
Für gemeinwohlorientierte Tätigkeiten bestehen bereits heute hinreichende Möglichkeiten im gel-
tenden Gesellschaftsrecht. Die GmgV würde insoweit keinen zusätzlichen Mehrwert schaffen. Zu-
gleich würde eine Zweckbeschränkung den wesentlichen Ansatz der neuen Rechtsform konterkarie-
ren, nämlich die nachhaltige und von kurzfristigen Gewinninteressen unabhängige Entwicklung von 
Unternehmen mit dem Ziel, Innovationen zu fördern und durch Investitionen langfristig starke Wett-
bewerbspositionen aufzubauen. Gerade innovative mittelständische Industrieunternehmen oder 
technologieorientierte Unternehmen, etwa im Bereich der künstlichen Intelligenz, sollten auf die 
GmgV zurückgreifen können. Das bedeutet allerdings nicht umgekehrt, dass eine GmgV nicht auch 
für gemeinwohlorientierte Zwecke geöffnet werden darf; hierfür sollten die gesetzlichen Vorausset-
zungen geschaffen werden.  
 
Den Ausschluss reiner Vermögensverwaltung halte ich hingegen für sachgerecht. Die GmgV sollte 
ausschließlich erwerbswirtschaftliche oder gemeinnützige Tätigkeiten ausüben dürfen. In diesem Zu-
sammenhang lehne ich auch die Zulässigkeit reiner Holdingstrukturen ab. 
 
 
Sicherung der Vermögensbindung 
 
Solange die GmgV keine steuerlichen Privilegierungen genießt, besteht zwar auf den ersten Blick kein 
unmittelbarer Anreiz, die Gesellschaft allein mit dem Ziel zu errichten, die Vermögensbindung später 
zu umgehen. Problematisch wird die Frage der Vermögensbindung dann, wenn spätere Mitglieder-
generationen die ursprüngliche Vermögensordnung nicht mehr mittragen und nach Möglichkeiten 
suchen, diese zu unterlaufen. 
 
Von zentraler Bedeutung ist dabei zunächst die umfassende Definition des Vermögensbegriffes. Das 
Rahmenkonzept spricht insoweit nur von „Gewinnen“, was einer Bezugnahme auf die handelsrecht-
lichen Begrifflichkeiten entspricht. Gleiches gilt für das Auszahlungsverbot. Diese Betrachtung greift 
eindeutig zu kurz. Zunehmend spielen in unserem Wirtschaftsleben andere Vermögenswerte eine 
Rolle, zu denen insbesondere die selbsterstellten immateriellen Wirtschaftsgüter gehören. Beispiele 
sind Kundenbeziehungen oder die von einer Institution erarbeitete Marktreputation – solche Fakto-
ren spielen gerade in einer Netzwerkwirtschaft eine zunehmende Rolle. Hier muss das Rahmenkon-
zept entsprechend ergänzt werden um sicherzustellen, dass solche jenseits der handelsrechtlichen 
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Bilanz entstehenden Werte und Wertsteigerungen ebenfalls erfasst werden und nicht an die Mitglie-
der übertragen bzw. von ihnen genutzt werden können. 
 
Die im Rahmenkonzept angesprochenen Grundsätze der Vermögensbindung müssen daher in recht-
lich wirksame und praktikable Regelungen überführt werden, die insbesondere auch Werte jenseits 
der vom handelsrechtlichen Vorsichtsprinzip geprägten Rechenwerke erfassen. Insbesondere bei 
Vertragsverhältnissen zwischen Mitgliedern und Gesellschaft bedarf es strenger Vorgaben zur Ver-
meidung missbräuchlicher Gestaltungen. Besondere Herausforderungen ergeben sich dabei bei mit-
telbaren Beziehungen über verschachtelte Unternehmensstrukturen oder familiäre Verflechtungen. 
Fehlende Transparenz sollte – auch auf der Grundlage des selbst gesetzten Anspruchs – insoweit zu 
Lasten der Gesellschaft gehen.  
 
Denkbar erscheint zudem eine Absicherung durch empfindliche Sanktionen bei Verstößen. 
 
 
Finanzierungsinstrumente 
 
Das Interesse der Unternehmen an zusätzlichen Finanzierungsmöglichkeiten ist nachvollziehbar. 
Gleichwohl unterstütze ich die restriktive Linie des Rahmenkonzepts und spreche mich gegen Finan-
zierungsinstrumente mit erfolgsabhängiger Verzinsung aus. 
 
Insbesondere erscheint fraglich, ob ein Ausschluss von Stimmrechten solcher Instrumente im inter-
nationalen Kontext rechtssicher durchsetzbar wäre. Im Zusammenspiel mit insolvenzrechtlichen Re-
gelungen könnten sich erhebliche Umgehungsspielräume ergeben. Vor diesem Hintergrund halte ich 
es für vorzugswürdig, auf hybride Finanzierungsformen vollständig zu verzichten. 
 
 
Vermögensbindung im Insolvenz- und Sanierungsfall 
 
Im Insolvenz- und Sanierungsfall rege ich an, ergänzend eine Regelung vorzusehen, wonach ein Er-
werb des Unternehmens oder wesentlicher Vermögensgegenstände durch Mitglieder der GmgV ent-
sprechend § 162 InsO vollständig ausgeschlossen wird. Dies sollte sowohl für das Gesamtunterneh-
men als auch für wesentliche Einzelvermögensgegenstände gelten. 
 
Eine solche Regelung würde die missbräuchliche Nutzung insolvenzrechtlicher Instrumente zur Um-
gehung der Vermögensbindung zusätzlich erschweren. 
 
 

III. 
 

Erbersatzsteuer 
 
Ich unterstütze die Auffassung des Rahmenkonzeptes, dass die GmgV der Erbersatzsteuer unterliegen 
sollte. 
 
Grundsätzlich knüpft die Erbschaftsteuer an natürliche Personen an. Bei der Erbersatzsteuer wird 
hilfsweise eine juristische Person besteuert, die aber wiederum die Begünstigung natürlicher Perso-
nen zum Zweck hat. Dies trifft auf die GmgV auf den ersten Blick nicht zu, was zunächst gegen eine 
Erbersatzsteuer spräche. Allerdings greift dieses Argument zu kurz, denn es berücksichtigt nicht die 
hybride Stellung der GmgV als ein Unternehmen, dass sehr wohl Gewinnziele verfolgt wie jedes an-
dere Unternehmen auch, wenn auch ohne unmittelbare private Ausschüttungsinteressen. 
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Vor diesem Hintergrund erscheint es nicht sachgerecht, die GmgV erbschaftsteuerlich mit gemein-
nützigen Stiftungen gleichzustellen. Die steuerliche Privilegierung gemeinnütziger Körperschaften be-
ruht darauf, dass diese unmittelbar der Allgemeinheit dienende Zwecke verfolgen. Dies ist bei der 
GmgV nicht zwingend der Fall, tatsächlich betonen Unterstützer der Initiative wie die Stiftung Ver-
antwortungseigentum, „dass die GmgV auf jeden Fall für jedwede unternehmerischen Zwecke offen 
sein sollte.“1 Daher ist eine Befreiung von der Erbersatzsteuer für eine GmgV nur dann zulässig, wenn 
sie sich zusätzlich einer Prüfung der Gemeinnützigkeit nach den Regeln der AO unterwirft. 
 
Da die GmgV wirtschaftlich grundsätzlich dieselben Gewinnziele verfolgt wie Unternehmen anderer 
Rechtsformen, erscheint eine generelle erbschaftsteuerliche Privilegierung nicht sachgerecht und 
könnte auch von Gesellschaftern „klassischer“ Kapitalgesellschaften als unfair kritisiert werden. Es 
wäre sogar denkbar, dass diese sich, sofern die Erbersatzsteuer dort fortbesteht, künftig unter Ver-
weis auf den Gleichbehandlungsgrundsatz des Art. 3 Abs. 1 GG gegen ihre Besteuerung wehren.  
 
Wie bereits im Bereich der Ertragsteuern sollte daher auch im Bereich der Erbersatzsteuer eine 
Gleichbehandlung mit anderen Rechtsformen erfolgen. Zugleich kann eine entsprechende Besteue-
rung einem wesentlichen Einwand gegen die GmgV begegnen, nämlich dem Verdacht eines mögli-
chen Missbrauchs als Steuersparmodell.  
 
Ausnahmen sollten ausschließlich für gemeinnützige Tätigkeiten im Sinne der §§ 51 ff. AO gelten. 
Dort sind die Voraussetzungen für die Steuerbefreiung geregelt, die Notwendigkeit einer weiterge-
henden inhaltlichen Regelung im Zusammenhang mit diesem Gesetzesvorhaben ergibt sich daher 
nicht. 
 
 

IV. 
 

Governance 
Nachfolgeregelung für Mitglieder – die Fähigkeiten- und Wertegemeinschaft 
 
Die GmgV wirft spezifische Governance-bezogene Fragestellungen auf. Da Vererbung und Veräuße-
rung von Anteilen ausgeschlossen sind, kommt der Regelung der Nachfolge zentrale Bedeutung für 
die langfristige Funktionsfähigkeit und Glaubwürdigkeit der Rechtsform zu. 
 
Es stellt sich insbesondere die Frage, wie sichergestellt werden kann, dass bei der Aufnahme neuer 
Mitglieder ausschließlich Eignungsgesichtspunkte maßgeblich sind und nicht persönliche oder famili-
äre Beziehungen. Vergleichbare Problemlagen lassen sich teilweise bereits im Stiftungsbereich be-
obachten. 
 
Nach bisherigem Stand soll die Nachfolgeentscheidung im Wege der Selbstkooptation durch die be-
stehenden Organe erfolgen. Damit verbleibt die Entscheidungsmacht weitgehend bei den vorhande-
nen Mitgliedern. Ohne transparente und objektive Auswahlmaßstäbe besteht die Gefahr einer sich 
selbst reproduzierenden Struktur mit unzureichender externer Kontrolle. 
 
Schutzmechanismen gegen Missbrauch durch persönliche oder familiäre Netzwerke sind bislang nicht 
hinreichend erkennbar. Mit zunehmender Bestandsdauer der GmgV dürfte auch das Risiko fehlerhaf-
ter Nachfolgeentscheidungen steigen. Während die Gründer regelmäßig ein erhebliches Eigeninte-
resse an einer langfristig erfolgreichen Entwicklung der Gesellschaft haben und die Auswahl neuer 

 
1 Siehe hƩps://sƟŌung-verantwortungseigentum.de/fileadmin/user_upload/20260223_pm_sve_bmjv-rah-
menkonzept_gmgv.pdf.  
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Mitglieder entsprechend sorgfältig treffen werden, wächst mit zunehmendem zeitlichen und perso-
nellen Abstand zur Gründungsphase die Gefahr, dass bei künftigen Auswahlentscheidungen sach-
fremde Erwägungen an Bedeutung gewinnen. 
 
Unklar ist ferner, in welchem Umfang Werte und Zwecke der Gesellschaft im Zeitablauf verändert 
werden dürfen. Eine zu weitgehende Änderbarkeit würde das Grundmodell der GmgV in Frage stel-
len, da gerade diese Werte und Zwecke die Grundlage für Kooptationsentscheidungen bilden. 
 
Das im Rahmenkonzept erwähnte Leitbild einer „Werte- und Fähigkeitengemeinschaft“ bedarf daher 
dringend einer näheren Konkretisierung. 
 
 
Externe Kontrolle 
 
Darüber hinaus stellt sich die Frage nach einer externen Kontrollinstanz, die zumindest bei miss-
bräuchlichem Verhalten eingreifen kann. Die GmgV verfügt insoweit über geringere Kontrollmecha-
nismen als alle anderen Rechtsformen. 
 
Das Rahmenkonzept sieht einen verpflichtenden Aufsichtsrat ab mehr als 20 Mitgliedern vor. Ob hier-
durch die bestehenden Governanceprobleme tatsächlich gelöst werden können, erscheint zweifel-
haft. Fraglich ist insbesondere die tatsächliche Unabhängigkeit eines Aufsichtsrats in einer Organisa-
tion, deren Mitglieder im Wege der Kooptation bestimmt werden. Damit stellen sich zugleich Fragen 
nach seiner Legitimation sowie nach der Auswahl geeigneter und hinreichend unabhängiger Mitglie-
der. 
 
Bislang ist zudem nicht vorgesehen, dass externe Prüfer Governancefragen – etwa die Auswahl neuer 
Mitglieder – überprüfen. Es sollte daher geprüft werden, ob eine Rechtsaufsicht nach dem Vorbild 
der Stiftungsaufsicht geschaffen werden sollte, die insbesondere bei intransparenten Auswahlverfah-
ren, Interessenkonflikten oder familiären Verflechtungen eingreifen kann. 
 
Offen bleibt auch die institutionelle Ausgestaltung einer solchen Kontrolle. Zu klären wäre insbeson-
dere, ob genossenschaftliche Prüfverbände, Wirtschaftsprüfer, Finanzbehörden oder eine eigenstän-
dige öffentlich-rechtliche Aufsichtsinstanz diese Aufgaben übernehmen sollen. 
 
 
Selbstorganschaft 
 
Ich unterstütze ausdrücklich den Vorschlag des Rahmenkonzepts, nach dem sowohl Vorstand als auch 
gegebenenfalls Aufsichtsrat ausschließlich mit Mitgliedern der GmgV besetzt werden dürfen. 
 
Hierdurch wird insbesondere verhindert, dass über überhöhte Managementvergütungen verdeckte 
Gewinnausschüttungen erfolgen. 
 
 
Satzungsstrenge 
 
Die diskutierte Lockerung der Satzungsstrenge begegnet aus meiner Sicht erheblichen Bedenken. 
 
Die Satzungsstrenge dient nicht allein dem Schutz der Mitglieder, sondern insbesondere auch der 
Sicherstellung öffentlich-rechtlicher Vorgaben, insbesondere des Steuerrechts. Würden hier zu weit-
gehende Gestaltungsspielräume eröffnet, bestünde die Gefahr, dass unter Ausnutzung der Vertrags-
freiheit Modelle entwickelt werden, die gesetzliche Vorgaben unterlaufen. 
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Die Satzungsstrenge ermöglicht dem Gesetzgeber selbst insoweit eine effektive Kontrolle. 
 
 
Stimmrechtsverteilung 
 
Ich unterstütze den Ansatz des Rahmenkonzepts, wonach grundsätzlich jedes Mitglied über eine 
Stimme verfügen soll und eine Gewichtung der Stimmrechte ausgeschlossen bleibt. Eine Ausnahme 
für Gründer erscheint vertretbar. 
 
Weitergehende Differenzierungen würden langfristig Nachfolgeregelungen erschweren und zusätzli-
che Missbrauchspotentiale eröffnen. 
 
 

V. 
 

Fazit 
 
Ich begrüße die Diskussion um die Einführung einer neuen Rechtsform „Gesellschaft mit gebundenem 
Vermögen.“ Ich denke, dass diese neue Rechtsform richtig umgesetzt eine sinnvolle Ergänzung des 
Gesellschaftsrechtes darstellt und einen Beitrag leistet zum Erhalt eines langfristig orientierten, auf 
Investition und Innovation ausgerichteten Unternehmertums in Deutschland. Auf dem Weg dahin ist 
eine Reihe von rechtlichen Fragen zu klären. Ich werde den weiteren Verlauf der Diskussion mit Inte-
resse und Engagement weiter begleiten.  

 
 

Hamburg und Köln, den 2. Juni 2026 
 
 
gez. Prof. Dr. Heribert Hirte, em. 


